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ünstliche Intelligenz (KI) gilt
längst als Schlüsseltechnolo-
gie, die sich durch eine hoch-

dynamische Entwicklung auszeich-
net und über ein breites Anwen-
dungsspektrum verfügt – auch im
medizinischen Kontext. Deutsch-
land hat gerade hier im weltweiten
Vergleich ganz gute Chancen, mit
vorne zu sein – zumindest in der
Anwendung assistiver Lösungen,
wie bei der Diagnostik oder indi-
viduellen Therapiefindung. Bei der
KI-Entwicklung sehe es mit Blick
auf entsprechende Innovations- und
Forschungsaktivitäten hingegen in
China und den USA besser aus, wie
Professor Uwe Cantner im Gespräch
mit der Ärzte Zeitung darlegt.

Seine Einschätzung hat für Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) und
seine liberale Bundesforschungs-
ministerin Bettina Stark-Watzinger
Gewicht, denn Cantner ist Vorsit-
zender der Expertenkommission
Forschung und Innovation (EFI). Im
Auftrag der Bundesregierung erstellt
die 2008 installierte EFI jedes Jahr
ein Gutachten zu Forschung, Inno-
vation und technologischer Leis-
tungsfähigkeit Deutschlands und
leistet damit wissenschaftliche Poli-
tikberatung für die Regierung. KI
steht im Fokus des aktuellen Jahres-
gutachtens, das Cantner am Mitt-
woch (28.2.) in Berlin an Scholz und
Stark-Watzinger übergeben wollte.

KI-Innovationsökosystem im Fokus

Um in puncto Entwicklung rasch zur
Weltspitze wieder aufschließen zu
können, bedürfe es, so Cantner,
eines bürokratiearmen, transparen-
ten sowie belastbaren KI-Inno-
vationsökosystems. Dafür seien der-
zeit aber die verfügbaren Rechen-
kapazitäten nicht ausreichend, die
Datenräume nicht groß genug und
nicht hinreichend vernetzt. Von den
kleinen und mittelständischen
Unternehmen (KMU), die das Rück-
grat der KI-Innovationslandschaft
in Deutschland darstellten, seien
derartige Investitionen nicht
stemmbar. „Hier kann der Staat
dosiert anschieben und für mehr

K
Rechenkapazitäten sorgen, damit
entsprechende Datenräume ent-
stehen“, lautet Cantners Forderung,
die sich auch im Gutachten wieder-
findet. Finanziert werden könnte die
Erhöhung der Rechenkapazitäten
über Öffentlich-private-Partner-
schaften (ÖPP), so Cantner weiter.
Der Staat könne sich zu einem geeig-
neten Zeitpunkt auch wieder aus
diesen ÖPP zurückziehen, ergänzt
der Professor für Volkswirtschafts-
lehre an der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena.

Zum jüngst verabschiedeten
Gesundheitsdatennutzungsgesetz
(GDNG) merkt Cantner auf Nachfra-
ge an, dies sei „aus innovationsöko-
nomischer Sicht gut, wie es aufge-
stellt ist.“ Für Kritiker, die den kos-
tenfreien Bezug von Gesundheits-
daten zur kommerziellen Sekundär-
nutzung rügen und fordern, dafür
müsse ein Obolus entrichtet werden,
zeigt Cantner Verständnis: „Für
kommerziell genutzte Daten muss
etwas gezahlt werden, für die öffent-
lich finanzierte Forschung müssen
die Daten aber frei zur Verfügung
stehen!“

Anfangen, umsetzen, nachjustieren

„Anfangen, umsetzen, nachjustie-
ren“ – diesem Dreiklang folgend,
sollte die Bundesregierung For-
schung und Entwicklung, wie etwa
zu KI, in Deutschland vorantreiben,
postuliert Cantner. Immerhin, so
konzediert er, habe die Berliner Am-
pel seit vergangenem Jahr einiges
auf den Weg gebracht, was in diese
Richtung gehe. Exemplarisch nennt
er den KI-Aktionsplan des Bundes-
forschungsministeriums, der bis
2025 Investitionen von 1,6 Milliar-
den Euro für 50 laufende Maßnah-
men und mehr als 20 weitere Initia-
tiven vorsieht.

Auch das jüngst verabschiedete
GDNG sowie das in Arbeit befind-
liche Forschungsdatengesetz führt
Cantner als Beispiele an. Darüber
hinaus verweist er auf das zum 30.
Dezember 2023 in Kraft getretene
SPRIND-Freiheitsgesetz. Damit sol-
len die rechtlichen und finanziellen

Rahmenbedingungen der 2019
gegründeten Bundesagentur für
Sprunginnovationen (SPRIND) ver-
bessert werden, die unter anderem
auch hochinnovative Projekte mit
KI-Bezug unterstützt.

Wie es auf der BMBF-Website
heißt, könne sie nun beispielsweise
ohne den Bund als Zwischeninstanz
fördern und investieren. Das bedeu-
te weniger bürokratische Hürden
und mehr Freiheiten, was somit
mehr Sprunginnovationen schneller
zum Durchbruch verhelfen könne.
Als Referenz für Sprunginnovatio-
nen im Gesundheitsbereich wird
gerne auf die schnelle Entwicklung
der Impfstoffe in der Corona-Pande-
mie aufgrund der neuen mRNA-
Technologie verwiesen.

Stark-Watzinger brachte die
Problemlage vor dem Gesetz in einer
Rede vor dem Bundestag Mitte Ok-
tober so auf den Punkt: „Mit Blei an
den Füßen kann man nicht springen,
man kann auch nicht sprinten. Men-
schen, die nichts anderes wollen, als
durchstarten mit radikal Neuem, sie
gehen dann oft woandershin, auch
außerhalb Europas. Damit muss
Schluss sein. Wir nehmen der
SPRIND das Blei von den Füßen. Mit
dem SPRIND-Freiheitsgesetz.“

Vertikale Regulierung angemessen

Angesichts der vielen – innerdeut-
schen und -europäischen sowie
weltweiten – Krisen hofft Cantner,
dass KI weiter auf der Agenda der
Bundesregierung bleibt und sie bei
der Innovationsausrichtung mit-
zieht. Der Knackpunkt: „KI steht in
kognitiver Konkurrenz zu anderen
Themen, es ist zunächst einmal ein
wissenschaftliches Thema, kein
politisches.“

Die EFI begrüßt daher, dass sich
die EU intensiv mit dem Thema KI
befasst. Vorsichtig positiv bewertet
sie die von der EU-Kommission vor-
gelegte KI-Verordnung (AI Act), der
jetzt nur noch das EU-Parlament
zustimmen muss, damit sie in Kraft
treten kann. „Der AI Act sollte im
Laufe der Zeit auf Basis der in der
Regulierungspraxis gewonnenen

KI: Harter Wettbewerb

auch in der Medizin
Deutschland und die EU müssen den Turbo anschalten, wollen sie in

puncto KI weltweit an der Spitze stehen. Das gilt auch für Gesundheits-

themen, zeigt ein aktuelles Gutachten von Innovationsforschern.

Matthias Wallenfels

,,
KI steht in kognitiver

Konkurrenz zu

anderen Themen,

es ist zunächst

einmal ein wissen-

schaftliches Thema,

kein politisches.

Professor Uwe Cantner,

Vorsitzender der Expertenkommission
Forschung und Innovation
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Erkenntnisse und Erfahrungen an-
gepasst werden. Dabei ist auf eine
Balance zwischen Rechtssicherheit
und Wertebewahrung einerseits und
der Schaffung und Ausschöpfung
von Innovationspotenzialen ande-
rerseits zu achten“, lautet die
entsprechende Empfehlung im Gut-
achten.

Dass die KI-Verordnung explizit
nicht die Systemlösungen reguliert,
die bereits anderen Verordnungen
unterliegen, wie das der Fall ist bei
mit KI-Elementen ausgestatteten
Medizinprodukten oder In-vitro-
Diagnostika – hier greifen die MDR
respektive die IVDR –, begrüßt
Cantner. „Dass diese Regulierungen
hier ausgeklammert werden, ist
okay. Die horizontale Regulierung
ist hier hinreichend, die vertikale
geschieht dann über die einzelnen
sektoralen Verordnungen.“

Großbaustelle Datenverfügbarkeit

Um das Potenzial der KI auch im
medizinischen Kontext zu heben,
bedarf es laut Cantner vor allem
einer optimalen Datenverfügbarkeit

– das gelte gerade mit Blick auf mul-
timodale Systeme, die eine Fülle an
Trainingsdaten benötigten, mit de-
nen die Lösungen via Maschinellem
Lernen fit für den Einsatz zum Bei-
spiel in der Krebsdiagnostik ge-
macht werden können. Die Exper-
tenkommission habe bereits mehr-
fach darauf hingewiesen, dass Daten
in Deutschland besser verfügbar ge-
macht werden müssten, ergänzt er.
Die Einrichtung eines Dateninsti-
tuts und das GDNG seien hier wich-
tige Bausteine. „Auch die bereits lau-
fenden Dateninfrastruktur-Initiati-
ven der Industrie, wie GAIA-X, Cate-
na-X und Manufacturing-X, könnten
einen Beitrag für den Auf- und Aus-
bau eines KI-Ökosystems leisten. In
seinem Aktionsplan Künstliche In-
telligenz kündigt das BMBF an, die
Datenverfügbarkeit in der Wissen-
schaft mit der Nationalen For-
schungsdateninfrastruktur (NFDI),
der European Open Science Cloud
(EOSC) sowie weiteren Fördermaß-
nahmen unter anderem im Gesund-
heitsbereich weiter auszubauen und
mit einem Forschungsdatengesetz

die Auffindbarkeit, den Zugang und
die Verknüpfbarkeit von Daten zu
verbessern. Im Juni 2023 ist das Eu-
ropäische Daten-Governance-Ge-
setz in Kraft getreten, auf dessen Ba-
sis Datentreuhändermodelle entwi-
ckelt werden können“, ist in diesem
Zusammenhang im aktuellen EFI-
Jahresgutachten zu lesen.

Dicke Bretter für EHDS zu bohren

Auf den EU-seitig avisierten Euro-
päischen Gesundheitsdatenraum
(EHDS) angesprochen, lobt Cantner
den Ansatz, da für KI die Größe der
Datensätze kritisch sei. In dieser
Hinsicht sei das angestrebte Ziel,
den grenzüberschreitenden, inner-
europäischen Gesundheitsdatenaus-
tausch zu forcieren, „wünschens-
wert. Auf dem Weg dorthin werden
allerdings noch dicke Bretter zu
bohren sein“, prognostiziert er und
verweist darauf, dass die EFI-seitig
im Gutachten geäußerten Empfeh-
lungen nicht nur explizit an die Ber-
liner Adresse gerichtet seien, son-
dern im Prinzip auch für den Brüs-
seler EU-Maschinenraum gälten.

Mit Blick auf gesundheitsrelevan-
te Untersuchungsgegenstände fol-
gender Jahresgutachten verweist
Cantner auf die Biosynthese im Zu-
sammenspiel mit KI: „Das wird ein
Riesenthema für die Zukunft sein.
Man denke hier an Genom Editing,
Spezialmedikamente oder persona-
lisierte Medizin.“

Zukunftstechnologie Biosynthese

Dass Cantner hier einen ausgepräg-
ten Spürsinn für innovationsrele-
vante Themen hat, bestätigt ihm
nicht zuletzt – wenn auch indirekt –
das am Campus der Universität des
Saarlandes in Saarbrücken angesie-
delte Helmholtz-Institut für Phar-
mazeutische Forschung Saarland
(HIPS). „Dank der Verfügbarkeit
umfangreicher Omics-Daten und
verbesserter Computerkapazitäten
erlebt die Naturstoffforschung so-
wohl in der akademischen als auch
in der industriellen Forschung eine
Renaissance“, heißt es auf deren
Website. Derzeit konzentrierten
sich KI-basierte Ansätze auf DNA-
Sequenzen, um die chemischen
Strukturen der Naturstoffe vorher-
zusagen, die von den biosyntheti-
schen Genclustern (BGC) produziert
würden. Diese seien im Genom der
produzierenden Organismen ko-
diert. Wie einem Übersichtsartikel
von Forschern des HIPS zu entneh-
men ist, seien bis dato mehr als
2.500 BGC und ihre Produkte expe-
rimentell charakterisiert. Dies ebne
den Weg für die computergestützte
Genomanalyse, auch bekannt als Ge-
nom-Mining, um eine Vielzahl von
Biosynthesewegen für neue Molekü-
le zu identifizieren. Eine zentrale
Herausforderung für das Genom-
Mining sei die Identifizierung neu-
artiger BGC und nicht geclusterter
Biosynthesewege. 

Ob die EFI das Thema schon für
ihr Gutachten 2026 aufgreifen wird,
bleibt abzuwarten. „Die hohen Inno-
vationspotenziale machen die
Biosynthese aber zu einem höchst
interessanten Kandidaten für eine
tiefergehende Analyse“, unter-
streicht Cantner nachdrücklich.
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